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Schon nach kurzer Zeit motivierte die 
Vermieterin die Rentnerin dazu, Versi-
cherungen, die aus ihrer Sicht überfl üssig 
seien, unverzüglich zu kündigen und legte 
ihr die vorbereiteten Kündigungsschrei-
ben zur Unterschrift vor. Im Glauben, alles 
richtig zu machen, unterschrieb die alte 
Dame ohne die einzelnen Schreiben näher 
zu überprüfen. Unter den Briefen befand 
sich auch die Kündigung eines Treuhand-
vertrags in Höhe von 13.000 Euro, den die 
Rentnerin für die Bestattungsvorsorge und 
Dauergrabpfl ege mit einem Friedhofsgärt-
ner abgeschlossen hatte.
Stutzig über die Kündigung des Dauer-
grabpfl egevertrages wurde man bei der 
zuständigen Treuhandstelle für Dauer-
grabpfl ege Hessen-Thüringen GmbH. Der 
zuständigen Sachbearbeiterin fi el auf, dass 
es sich bei der im Kündigungsschreiben an-
gegebenen Bankverbindung zur Rückzah-
lung der 13.000 Euro nicht um das Konto 
der Rentnerin sondern um das ihrer Ver-
mieterin handelte. 
Ein kurzer Anruf bestätigte, dass das Vor-
gehen der Vermieterin nicht mit der Rent-
nerin abgestimmt war und diese einer 
Kündigung nicht zustimmte. 
Für Stefan Friedel von der Treuhandstelle 

Hessen-Thüringen GmbH ist der Fall der 
81jährigen Rentnerin ein Beispiel dafür, 
wie wichtig es sei, schon frühzeitig entspre-
chend vorzusorgen. „Dass man nicht mehr 
in der Lage sein kann, Entscheidungen 
selbst zu treffen, kann ganz schnell vor-
kommen. Ganz gleich ob aus Krankheits-
gründen, in Folge eines Unfalls oder im 
Alter. Dann müssen andere Menschen 
entscheiden. Und da ist es wichtig, dass di-
ese Menschen dies dann auch in meinem 
Sinne tun“, erklärt Friedel. Er rät daher, 
sich rechtzeitig über die unterschiedlichen 
Möglichkeiten, wie Patientenverfügung, 
Vorsorgevollmacht oder Betreuungsvoll-
macht zu informieren und entsprechend 
zu handeln. 
Die Rentnerin aus Südhessen hatte letzt-
lich Glück gehabt. Die Kündigung des 
Treuhandvertrags wurde zurückgezogen 
und die damit verbundene Auszahlung 
von 13.000 Euro auf das Konto der Ver-
mieterin verhindert. Von diesem Geld hät-
te die 81jährige Frau wahrscheinlich nie 
mehr etwas gesehen. Eine Zusatzvereinba-
rung zum bestehenden Treuhandvertrag 
schließt nun grundsätzlich aus, dass der 
Vertrag durch Dritte gekündigt werden 
kann. 

Blindes Vertrauen wurde einer Rentnerin aus dem südhessischen Fürth fast zum 

Verhängnis. Die 81jährige Frau übergab gutgläubig wichtige Versicherungsdo-

kumente an ihre Vermieterin, mit der Bitte diese zu verwalten.

Krisensicher seit 
mehr als 40 Jahren

Seit mehr als 40 
Jahren verwaltet die 
Treuhandstelle für 
Dauergrabpf lege 
Hessen-Thüringen 
GmbH die für lang-
fristige Grabpfl ege-

Aufträge und Vorsorge-Verträge 
angelegten Beträge. Dabei handelt 
es sich immerhin um ein Treuhand-
Vermögen von mehr als 65 Millio-
nen Euro. Diese hohe Summe über 
Jahrzehnte hinweg vor Krisen zu 
bewahren und Ihnen damit höchts-
mögliche Sicherheit zu garantieren, 
das ist die unsere wichtigste Aufga-
be.
Mit der Delbrück Bethmann Maf-
fei Bank haben wir einen starken 
Partner an unserer Seite, der uns 
bei der Verwaltung des Treuhand-
Vermögens kompetent unterstützt. 
Das Bankhaus wurde bei bedeu-
tenden Branchenuntersuchungen 
wiederholt für sehr gute Leistungen 
ausgezeichnet. Das zusammen 
garantiert Ihnen, dass die von Ih-
nen gewünschten Leistungen mit 
Sicherheit ausgeführt werden. Ein 
Service, dem mittlerweile viele Tau-
sende Kunden vertrauen. 

Ihre Treuhandstelle für Dauergrab-
pfl ege Hessen-Thüringen GmbH

Wenn falsches Vertrauen 
teuer werden kann DERPRAXIS-FALL

Ihr Privatbankhaus:
Fairness
Performance
Transparenz

Möchten Sie von einem der besten Vermögensverwalter Deutschlands beraten werden?
Dann fordern Sie einen Anlagevorschlag bei unserer mehrfach ausgezeichneten Delbrück  Bethmann Maffei 
Vermögensverwaltung  an:*

Niederlassung Köln, Gereonstraße 15–23, 50670 Köln, Telefon 0221 16 24-0
www.DelbrueckBethmannMaffei.de | Telefon: 0800 10 10 760

Berlin  Dortmund  Düsseldorf  Frankfurt  Hamburg  Köln  München  Nürnberg  Stuttgart

* Dies gilt ab einem Anlagebetrag von 500.000 Euro.

Unsere Auszeichnungen:

„Die Elite der Vermögensverwalter“
2008 „summa cum laude“
2009 „summa cum laude“
2010 „summa cum laude“

„Focus Money/n-tv“
2007 Niederlassung Düsseldorf:
 „Beste Vermögensverwaltung:
 Optimales Preis-Leistungs-
 Verhältnis“
2009 „Bestnote Vermögensverwaltung“
2009 „Herausragende
 Vermögensverwaltung“
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Eine gesetzliche Betreuung tritt in Kraft, 
wenn eine Person handlungsunfähig ge-
worden ist, aber im Voraus keine Person 
zur Betreuung bevollmächtigt wurde. 
Leider ist dies allzu oft der Fall. Das Vor-
mundschaftsgericht ordnet in diesem Fall 
eine gesetzliche Betreuung an. So kann es 
auch möglich sein, dass ein Fremder und 
kein Familienmitglied über das Vermögen 
und Aufenthaltsrecht des Betroffenen/der 
Betroffenen bestimmt. 
Die Betreuung bezieht sich nur auf die 
Lebensbereiche, für die aktuelle Entschei-
dungen anstehen (fi nanzielle Entschei-
dungen, etwaige Heimunterbringung, 
Gesundheitsfragen). Der Betreuer ist ge-
setzlich verpfl ichtet, sich an den Wünschen 
des Betroffenen zu orientieren. Sein Han-
deln wird durch das Gericht kontrolliert, 
und er muss nachweisen können, dass er 
die Entscheidungen im Interesse des Be-
treuten getroffen hat. Was viele nicht wis-
sen: Betreuer haben einen Anspruch auf 

Ersatz ihrer Aufwendungen. Dies umfasst 
bei ehrenamtlichen Betreuern wenigstens 
eine Pauschale von zurzeit jährlich 323 
Euro. Berufsbetreuer erhalten eine pau-
schale Vergütung. Die Kosten für den Be-
treuer trägt in der Regel der Betreute. 
In einer Betreuungsverfügung kann gere-
gelt werden, wer im Falle des Falles Betreu-
er werden soll. So kann beispielsweise be-
stimmt werden, wer zum Betreuer bestellt 
werden soll und wer nicht (§ 1897 Abs. 4 
BGB) oder wo der Wohnsitz des Betreuten 
sein soll (§ 1901 Abs. 3 BGB). Liegt eine 
Betreuungsverfügung vor, ist das Gericht 
in der Regel an die Festlegung gebunden.
Das Bundesministerium der Justiz hat 

zum Betreuungsrecht eine Broschü-

re mit umfassenden Informationen 

herausgegeben. Die Broschüre erhal-

ten Sie kostenlos im Internet unter 

www.bmj.bund.de.

Unser Informations- 
und Beratungsservice
Kostenlose
Servicenummer: 

0 800 15 16 17 0*
*aus dem deutschen Festnetz

Verantwortlich für den Inhalt: 

Treuhandstelle für Dauergrabpfl ege
Hessen-Thüringen GmbH

An der Festeburg 33
60389 Frankfurt am Main

Tel.: (0 69) 90 47 87 0
Fax.: (0 69) 90 47 87 20

service@grabpfl ege-hessen-thueringen.de
www.vorsorge-mit-sicherheit.de

Mit freundlicher Unterstützung 

Ihres Vertragsbetriebs vor Ort!

Wie kann man eine 
Person bedenken, die 
einen gepfl egt hat?
Die Anerkennung von Pfl egelei-
stungen im Erbfall hat der Gesetz-
geber seit Jahresbeginn verbessert. 
In Zukunft sollen Kinder und Enkel, 
die pfl egen, beim Erben fi nanziell 
besser gestellt werden. Egal, ob sie 
nun für die Pfl ege ihren Beruf auf-
gegeben haben oder nicht. Direkte 
Abkömmlinge, also Kinder und 
Enkel können verlangen, aus der 
Erbmasse für ihre Dientsleistungen 
bezahlt zu werden. Dieses Recht 
steht gesetzlich jedoch nur den 
direkten Abkömmlingen zu. Ehegat-
ten, Geschwister oder gar Schwie-
gertöchter können keine Zahlung 
aus dem Erbe fordern. Sie müssen 
deshalb Vorsorge treffen, indem sie 
zum Beispiel einen Pfl egevertrag mit 
der zu pfl egenden Person abschlie-
ßen. In diesem Vertrag kann festge-
legt werden, dass die Pfl egeleistung 
aus der Erbmasse zu bezahlen ist. 
Außerdem kann die zu pfl egende 
Person eine entsprechende Verfü-
gung im Testament treffen. 

Wer infolge eines Unfalls, einer Erkrankung oder durch 
Nachlassen der geistigen Kräfte seine Angelegenheiten 
nicht mehr selbst regeln kann, für den müssen andere 
entscheiden. Aber aufgepasst: Weder nahe Verwandte 
noch der Ehepartner haben das Recht, für ihre Angehö-
rigen zu entscheiden, wenn keine Vollmacht ausgestellt 
wurde. In diesem Fall bestimmt das Vormundschaftsge-
richt einen Betreuer zur gesetzlichen Vertretung. Mit Vor-
sorgevollmacht, Betreuungs- sowie Patientenverfügung 
können Personen bestimmt werden, die Betroffene im 
Ernstfall in allen oder in speziellen Lebensbereichen ver-
treten können. Wir möchten Ihnen die einzelnen Mög-
lichkeiten für die persönliche Vorsorge vorstellen. 
Teil 1: Die Betreuungsverfügung.

Rund um das Betreuungsrecht

Wenn Sie Ihre persönliche Vorsorge über 
einen Treuhandvertrag gestalten, zahlen 
Sie keine Abgeltungssteuer. 
Normalfall: Wer Geld für die eigene Bei-
setzung auf einem Konto oder Sparbuch 
anspart und dafür Zinsen erhält, muss für 
den Zinsertrag 25 Prozent Abgeltungssteu-
er plus 5,5 Prozent Solidaritätszuschlag zah-
len (plus gegebenenfalls Kirchensteuer). 
Das heißt: Von 100 Euro Zinsterträgen 
holt sich das Finanzamt mindestens 27 
Euro, und nur 73 Euro bleiben beim 
Sparer. 
Idealfall: Bei einem Treuhandver-
trag werden die Vorauszahlungen von 
der Abgeltungssteuer freigestellt, da 
es sich um Zweckvermögen handelt. 

Beispiel: Vorsorgebetrag: 4.000 Euro. 
Nach 10 Jahren stehen bei einem Treu-
handvertrag für die Erfüllung der vereinbar-
ten Leistungen ca. 5.375 Euro zur Verfü-
gung. Beim Sparbuch sind es dagegen nur 
ca. 4.150 Euro. Viel zu wenig, um Kosten-
steigerungen, die durch die fortlaufende 
Teuerung entstehen, ausgleichen 
zu können.

Unser Tipp: Vorsorgen und Steuern sparen

Erbrecht


